
  
 
 
 

Europa Aktuell  1/2006 
 
 
Europäischer Rat, Budget und ländliche Entwicklung 
 
Der Europäische Rat einigte sich bekanntlich Mitte Dezember über die EU-Finanzen für 
die nächsten sieben Jahre. Weniger bekannt sind aber die konkreten Auswirkungen 
dieser Einigung auf die ländliche Entwicklung und die Regionalpolitik. Da in  beiden 
Bereichen weniger Geld als ursprünglich von der Kommission geplant zur Verfügung 
stehen wird, forderten die Staats- und Regierungschefs die Kommission auf, hier 
nochmals Anpassungen vorzunehmen. 
 
Budget allgemein: 
Das Unionsbudget für die Jahre 2007-2013 wird insgesamt 862,36 Mrd. €, oder 1,045% 
des europäischen Bruttonationaleinkommens, betragen. 
 
Ländliche Entwicklung: 
Die Mittel für den Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER) wurden mit 69,75 Mrd. € für 2007-2013 festgesetzt. Davon müssen mindestens 
33,01 Mrd. € den neuen Mitgliedstaaten sowie Rumänien und Bulgarien zugute 
kommen. . Die restlichen 36,74 Mrd. € werden folgendermaßen aufgeteilt:  
18,91 Mrd. € werden nach einem bereits beschlossenen Verteilungsschlüssel auf die 15 
alten Mitgliedstaaten verteilt, die restlichen 4, 07 Mrd. € gehen an Österreich, Finnland, 
Irland, Italien, Luxemburg, Frankreich, Schweden und Portugal. 
Insgesamt kann Österreich auf ein ausgezeichnetes Verhandlungsergebnis verweisen, 
da auch in den nächsten 7 Jahren 3,1 Mrd. € EU-Förderung für die ländliche 
Entwicklung zur Verfügung stehen werden. (Zum Vergleich: 2000-2006 erhielt 
Österreich 3,2 Mrd. € aus diesem Topf.) 
Als zusätzlichen Anreiz für jene Mitgliedstaaten, die mehr Gewicht auf die Förderung 
des ländlichen Raums legen und die Direktzahlungen nach und nach reduzieren wollen, 
wird die Möglichkeit eingeführt, bis zu 20% der Mittel für landwirtschaftliche 
Direktzahlungen umzuschichten. Mittel für Direktzahlungen und marktbezogene 
Ausgaben können bei entsprechendem politischem Willen für die ländliche Entwicklung 
eingesetzt werden. Dabei würden sogar das Kofinanzierungserfordernis  und die 
Anwendbarkeit der in der ELER-Verordnung festgelegten Mindestdotierung für die 3 
Schwerpunktachsen wegfallen. Dies würde die Möglichkeit schaffen, mit rein 
europäischen Mitteln innovative Projekte in der Landwirtschaft, etwa die 
Biomasseförderung, zu unterstützen.  
 
http://www.eu2005.gov.uk/servlet/Front?pagename=OpenMarket/Xcelerate/ShowPage&c=Page&cid=110
7293561746&a=KArticle&aid=1134650443730&date=2005-12-19 
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Absatzförderung für Agrarerzeugnisse 
 
Die EU-Kommission genehmigte Anfang Jänner 25 Programme aus 14 Mitgliedstaaten, 
welche zur Absatzförderung heimischer Agrarprodukte beitragen sollen. Die Programme 
haben ein Laufzeit von 1-3 Jahren, die EU-Kofinanzierung beträgt 50%. Die restlichen 
50% werden von den Branchen- oder Dachverbänden getragen, welche die Programme 
vorgeschlagen haben. 
In Österreich wurden ein Programm der Agrarmarkt Austria sowie ein Programm der 
Österreichischen Blumenwerbung mit einer Laufzeit von jeweils 3 Jahren genehmigt.  
Beworben werden Blumen sowie der Verzehr von frischem Obst und Gemüse.  
 
http://www.europa.eu.int/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/06/22&format=HTML&aged=0&lang
uage=DE&guiLanguage=en 
 
 
Ankündigung einer Veranstaltung in Österreich 
 
Am 3. und 4. April wird in Graz eine internationale Konferenz zum Thema „Grüne 
Auftragsvergabe“ stattfinden, zu welcher auch Vertreter der kommunalen Ebene 
eingeladen sind. Die Konferenz wird von der EU-Kommission in Zusammenarbeit mit 
ICLEI organisiert und soll die Teilnehmer über die vergaberechtlichen Möglichkeiten 
umweltfreundlicher Auftragsvergabe informieren.  
 
http://www.iclei-europe.org/index.php?id=2308 
  
 
Öffentlichkeit auch im Rat 
 
Am 20. Dezember nahm der Rat eine Entscheidung an, wonach in Zukunft alle Debatten 
und Abstimmungen im Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens öffentlich sein werden. 
Damit erfüllt jene Institution, welche die Mitgliedstaaten direkt vertritt, eine lang gehegte 
Forderung nach mehr Transparenz.  
Die Entscheidung trat sofort in Kraft, ab Sommer 2006 sollen Ratssitzungen dann auch 
live im Internet übertragen werden. Damit könnte der Brüsseler Schwarze Peter an 
Bedeutung verlieren – Regierungsmitglieder werden sich dann seltener beklagen 
können, dass wichtige Entscheidungen eigentlich von „den anderen“ gefällt wurden.   
 
 
Verordnungsentwurf über Kennzeichnung ökologischer Lebensmittel 
 
Ende Dezember nahm die EU-Kommission einen Verordnungsvorschlag an, mit dem die 
Kennzeichnung ökologischer Lebensmittel europaweit übersichtlicher werden soll. Die 
Kommission schlägt vor, in Zukunft nur noch ein EU-Logo zu verwenden bzw. wenn von 
diesem Logo kein Gebrauch gemacht werden soll, die Produkte durch einen schriftlichen 
Zusatz „EU-biologisch“ oder „EU-ökologisch“ zu kennzeichnen.  
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Bioprodukte müssen gemäß der Definition der Kommission zu mind. 95% biologischen 
Ursprungs sein, eine zufällige Verunreinigung durch GVO wird bis zum Ausmaß von 
0,9% toleriert.  
Importierte Waren sollen das EU-Logo nur dann erhalten, wenn es gleiche Garantien im 
Herkunftsland gibt bzw. wenn sie den europäischen Standards entsprechen.  
Der Kommissionsentwurf geht auf einen Beschluss der Landwirtschaftsminister aus dem 
Jahr 2004 zurück, der ein strategisches Gesamtkonzept für die ökologische 
Landwirtschaft gefordert hatte.  
 
http://europa.eu.int/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/05/1679&format=HTML&aged=0&langua
ge=DE&guiLanguage=en 
 
 
Thematische Strategie zu Abfallvermeidung und Recycling 
Nach langem Warten legte die Kommission Ende Dezember endlich zwei wichtige 
thematische Strategien im Umweltbereich vor, nämlich die Strategie zur Vermeidung 
und Wiederverwertung von Abfällen und die Strategie für die nachhaltige Nutzung 
natürlicher Ressourcen. 
Ziel der Abfallstrategie ist es,  Abfälle entweder von vornherein zu vermeiden oder als 
Ressource zu nutzen, anstatt sie durch Verbrennung oder Deponierung zu entsorgen. 
Derzeit ist das Wachstum des Abfallvolumens an das Wirtschaftswachstum gekoppelt, 
Europa produziert jährlich 1,3 Mrd. Tonnen Abfall.  Im Rahmen ihrer erneuerten 
Abfallpolitik möchte die Kommission diesem Trend entgegenwirken, die neue Abfall-
Richtlinie soll z.B. bestehendes Recht konsolidieren und vereinfachen, die 
Mitgliedstaaten sollen auch angehalten werden, regelmäßige Abfallmanagementpläne 
sowie Abfallvermeidungsprogramme zu erstellen 
Österreich ist übrigens Recycling-Europameister.  
 
http://www.europa.eu.int/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/05/1673&format=HTML&aged=0&la
nguage=DE&guiLanguage=en 
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Richtlinienentwurf zur Hochwasservorsorge 
 
Die EU-Kommission nahm am 18. Jänner ihren lang erwarteten Richtlinienentwurf zur 
Hochwasserprävention an. Diese Richtlinie soll den Mitgliedstaaten helfen, 
Hochwasserereignisse besser vorherzusehen und ihre negativen Folgen zu verhindern 
bzw. einzuschränken. Da Flussraum- und Küstenbewirtschaftung  selten eine rein 
nationale Angelegenheit ist, sondern oft auch Auswirkungen auf die übrigen 
Flussanrainer hat, entschloss sich die Kommission zu einem gemeinsamen 
europäischen Vorgehen.  
Die RL schlägt einen dreistufigen Prozess vor, der mit einer Analyse der Ufergebiete 
beginnt. Dort, wo tatsächlich ein Hochwasser- oder Überschwemmungsrisiko besteht, 
sollen die Mitgliedstaaten Hochwasserrisikokarten erstellen. Der dritte Schritt verlangt 
die Erarbeitung von Hochwasser-Managementplänen für diese Gebiete. 
Ziel dieser Managementpläne soll es sein, Maßnahmen zu erforschen und anzuwenden, 
welche die Hochwasserwahrscheinlichkeit bzw. die negativen Hochwasserfolgen senken 
können. Insbesondere soll das Hauptaugenmerk auf Hochwasserprävention gelegt 
werden, z.B. durch die Einschränkung von Baugenehmigungen im Hochwassergebiet 
oder durch die Renaturierung von Feucht- und natürlichen Überschwemmungsgebieten. 
Auch die Öffentlichkeit soll über das Verhalten bei Hochwasser schon vor dem 
tatsächlichen Ereignis informiert werden.  
Der Österreichische Gemeindebund ist übrigens von seinem deutschen Partnerverband 
DStGB zur Teilnahme an der im September in Hamburg stattfindenden 
Hochwassermesse Aqua Alta eingeladen. Für einen Erfahrungsbericht aus Sicht einer 
betroffenen österreichischen Gemeinde im Rahmen des gleichzeitig stattfindenden 
Kongresses sucht der Gemeindebund nach einem Vortragenden, der sowohl die 
praktische als auch die rechtliche Seite darstellen könnte. Reise- und Aufenthaltskosten 
des Vortragenden werden getragen, der Eintritt zur Hochwassermesse ist inkludiert. 
Nähere Auskunft gibt das Brüsseler Büro des Österreichischen Gemeindebundes. 
 
http://www.europa.eu.int/comm/environment/water/flood_risk/pdf/com_2006_15_de.pdf 
 
http://www.gemeindebund.at/news.php?id=77 
 
http://www.aquaalta.de/ 
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Parlamentarische Ausschüsse einigen sich über wichtige Dossiers 
 
Nach Monaten des Stillstands kam es zwischen dem Ausschuss für Wirtschaft und 
Währung und dem Binnenmarktausschuss des Europäischen Parlaments doch noch zu 
einer Einigung über die Weiterbehandlung von zwei wichtigen Dossiers.  
Demnach wird der Ausschuss für Wirtschaft und Währung federführend für den Bericht 
über das Weißbuch über Dienstleistungen von allgemeinem Interesse beauftragt, der 
Binnenmarktausschuss übernimmt das PPP-Dossier. Berichterstatter für das Weißbuch 
bleibt der deutsche Sozialdemokrat Alexander Rapkay, der Berichterstatter für die 
öffentlich-privaten Partnerschaften steht noch nicht fest.  
 
 
Neue Wege der Kommunikation – Ausweg aus der Krise? 
 
Der Ausschuss der Regionen organisierte am 25. Jänner eine Konferenz über die neue 
Kommunikationsstrategie der europäischen Institutionen und über die Erwartungen der 
lokalen und regionalen Entscheidungsträger an den Plan D der Kommission. Plan D 
wurde im Anschluss an das Scheitern der Verfassungsreferenden in Frankreich und in 
den Niederlanden verabschiedet und steht für Demokratie, Dialog und Diskussion. 
Dialog und Diskussion sollen sich primär an die europäischen Bürger richten, mit denen 
man ehrlich über ihre Vorstellungen von Europa debattieren will. 
Im Rahmen der AdR-Konferenz befassten sich ca. 350 Teilnehmer mit der Frage, 
welchen Beitrag die lokale und regionale Ebene hier leisten kann und an welche 
Grenzen Entscheidungsträger bei der Vermittlung europäischer Inhalte stoßen.  
Haupttenor der Veranstaltung war, dass europäische Beschlussfassungsprozesse oft zu 
komplex sind um sie Nichtexperten verständlich zu machen. Deshalb wurde u.a. der 
Wunsch nach einer eigenen Pressestelle geäußert, die europäische Inhalte für regionale 
und lokale Medien verständlich aufbereitet.  
Der Gemeindebund war bei dieser Veranstaltung durch Prof. Walter Zimper vertreten, 
der eine Lanze für die Europäische Verfassung brach und anmerkte, man könne die 
Bürger nicht zur Informationsaufnahme verpflichten. 
Ein Bericht der Veranstaltung kann beim Brüsseler Büro des Österreichischen 
Gemeindebunds angefordert werden. 
 
http://www.gemeindebund.at/news.php?id=76 
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Rahmenrichtlinie für Dienstleistungen von allgemeinem Interesse? 
 
Die sozialdemokratische Fraktion im Europäischen Parlament veranstaltete am 7. 
Februar ein Seminar zur Zukunft der Daseinsvorsorge in Europa. Dieses befasste sich 
mit der Frage, ob tatsächlich noch die öffentliche Hand oder nicht vielmehr bereits der 
europäische Binnenmarkt das letzte Wort bei der Erbringung von öffentlichen 
Dienstleistungen habe.  
Die Sozialdemokraten vertraten – nicht zu Unrecht – die Ansicht, der Binnenmarkt 
würde derzeit über allem stehen und begründeten dies mit den für die Kommunen 
äußert ungünstigen EuGH-Urteilen der letzten Zeit. Als Ausweg aus diesem Dilemma 
der Rechtsunsicherheit empfahlen sie die Ausarbeitung einer europäischen 
Rahmenrichtlinie über Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse 
(DAWI).  
 
Schon im Oktober 2005 hatte die PSE-Fraktion eine interne Expertengruppe 
eingerichtet, die sich mit der Frage der Sicherung der Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse auf europäischer Ebene auseinander setzte. Neben Vertretern der 
Parlamentsfraktion waren auch der Generalsekretär des RGRE sowie nationale und 
europäische Experten in dieser Gruppe vertreten.  
Die Gruppe kam mehrheitlich zu dem Schluss, dass ein europäischer Rechtsrahmen 
notwendig sei und präsentierte am 7. Februar auch einen ersten Entwurf eines solchen 
Rahmens. Denn in Ermangelung eines Rechtsrahmens für die Daseinsvorsorge würden 
kommunale Leistungen auf europäischer Ebene ausschließlich unter 
wettbewerbsrechtlichen Gesichtspunkten geprüft werden. 
 
Grundsätzlich gibt es schon seit Jahren Bemühungen, eine für die Kommunen und 
Regionen praktikable Rechtsgrundlage zu schaffen – zuletzt im Zuge der 
Verhandlungen zum Verfassungsvertrag. Da die Verfassung jedoch in absehbarer Zeit 
nicht in Kraft treten wird und die Kommission keine Anstalten macht, selbst einen 
Lösungsvorschlag zu unterbreiten, wurde die PSE-Fraktion in Eigenregie aktiv und hofft, 
damit Druck auf die Kommission ausüben zu können.  
 
Nach der Vorstellung des Richtlinienentwurfs durch die beteiligten Experten entspann 
sich eine allgemeine Diskussion. 
Nicht alle Diskussionsteilnehmer schlossen sich dabei dem unbedingten Ruf nach einem 
europäischen Rahmen an. Zu berücksichtigen sei insbesondere, dass eine 
Rahmenrichtlinie nur dann sinnvoll ist, wenn auch die Inhalte stimmen. Denn ein 
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gesetzlicher Rahmen kann sowohl dazu genutzt werden, die Entscheidungsfreiheit der 
Kommunen endgültig abzusichern, er kann jedoch auch das Gegenteil bewirken.  
Aus kommunaler Sicht müsste daher sicher gestellt sein, dass ein europäischer 
Rechtsrahmen u.a. Rechtssicherheit bei der Abgrenzung von Dienstleistungen von 
allgemeinem Interesse und Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen 
Interesse, bei der Definition von Inhouse-Vergaben und der Gründung interkommunaler 
Formen der Zusammenarbeit sowie bei der Gewährung von Ausgleichszahlungen 
bringt. Die Regeln sollten möglichst einfach formuliert sein, die freie Wahl der 
Gebietskörperschaften bei der Leistungserbringung garantieren, das 
Subsidiaritätsprinzip wahren und eine Verpflichtung zum Dialog mit den Sozialpartner 
festschreiben.  
 
Die PSE-Fraktion begann mit diesem Seminar eine weiter angelegte Diskussion über 
Sinn oder Unsinn eines europäischen Rechtsrahmens für Dienstleistungen von 
allgemeinem (wirtschaftlichen) Interesse. Das im Rahmen der Veranstaltung vorgestellte 
Papier befindet sich noch im Entwurfsstadium und wird deshalb nicht näher 
kommentiert. Die Fraktion ersucht jedoch binnen 2 Wochen um Stellungnahmen, 
interessierte Personen können das Papier über das Brüsseler Gemeindebundbüro 
beziehen.  
Grundsätzlich spiegelt das Dokument kommunale Forderungen wider und zielt z.B. auf 
eine klare Abgrenzung zwischen DAI und DAWI, enthält Vorschläge für die 
Begriffsbestimmung von In-House-Geschäften und öffentlich-privaten Partnerschaften 
u.v.m. 
Positiv anzumerken ist, dass sich die Kommunen in Brüssel zunehmend Gehör 
verschaffen. Auch die lauter werdende Kritik an Entscheidungsfindung und 
Kompetenzen des EuGH sollte genutzt werden um auf Probleme in den 
Gebietskörperschaften aufmerksam zu machen. Die nächste Gelegenheit dazu bietet 
sich übrigens bei einer ebenfalls im Europäischen Parlament stattfindenden Anhörung 
zum Vergaberecht und zur interkommunalen Zusammenarbeit im 20. April. Auch hierzu 
gibt es nähere Informationen beim Brüsseler Gemeindebundbüro. 
 
http://www.socialistgroup.org/gpes/news.do?id=22008&focus=0&lg=en&pageref=home 
 
 
 
Kompromiss bei Dienstleistungsrichtlinie? 
 
Die hochrangige Gruppe der beiden größten Fraktionen im Europäischen Parlament 
einigte sich kurz vor der Abstimmung der Dienstleistungsrichtlinie am 16. Februar auf 
gemeinsame Kompromissänderungsanträge.  
Bemerkenswert dabei ist v.a. der Kompromiss zum umstrittenen Herkunftslandprinzip:  
Nach den Vorstellungen der High-Level Group sollen die Mitgliedstaaten grundsätzlich 
den freien Zugang und die freie Ausübung von Dienstleistungen sicherstellen. 
Einschränkungen sind jedoch zulässig, wenn sie nicht diskriminierend und 
verhältnismäßig sind sowie auf Grund der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder 
aufgrund des Umwelt- oder Gesundheitsschutzes notwendig. Außerdem dürfen 
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Dienstleister aus anderen Mitgliedstaaten nicht verpflichtet werden, sich im 
Tätigkeitsland niederzulassen, sich zu registrieren oder ein eigenes Büro aufzumachen.  
Dieser Antrag bildet das Herzstück der vorliegenden überfraktionellen Kompromisse. 
Die Abstimmung wird dennoch spannend sein, da es aufgrund des freien Mandats nicht 
feststeht, wie viele Abgeordnete der beiden Fraktionen sich tatsächlich diesen 
Änderungsanträgen anschließen.   
 
http://www.europarl.eu.int/omk/sipade3?PUBREF=-
//EP//TEXT+AGENDA+20060216+SIT+DOC+XML+V0//DE&LEVEL=0&NAV=X&LSTDO
C=N&L=DE 
 
 
Belgien ratifiziert Verfassung 
 
So tot wie oft gemeint ist die Europäische Verfassung nicht. Belgien hat als 14. 
Mitgliedstaat am 8. Februar die Europäische Verfassung ratifiziert – ausständig war 
noch die Zustimmung des flämischen Parlaments. 
 

http://www.europarl.eu.int/omk/sipade3?PUBREF=-//EP//TEXT+AGENDA+20060216+SIT+DOC+XML+V0//DE&LEVEL=0&NAV=X&LSTDOC=N&L=DE
http://www.europarl.eu.int/omk/sipade3?PUBREF=-//EP//TEXT+AGENDA+20060216+SIT+DOC+XML+V0//DE&LEVEL=0&NAV=X&LSTDOC=N&L=DE
http://www.europarl.eu.int/omk/sipade3?PUBREF=-//EP//TEXT+AGENDA+20060216+SIT+DOC+XML+V0//DE&LEVEL=0&NAV=X&LSTDOC=N&L=DE


  
 
 
 

Europa Aktuell  4/2006 
 
 
Vögerle-Stellungnahme einstimmig verabschiedet 
 
Am 16. Februar wurde im AdR-Plenum einstimmig die Stellungnahme von 
Gemeindebund-Vizepräsident Bernd Vögerle zum Energieeffizienz-Grünbuch 
verabschiedet. Alle anwesenden AdR-Mitglieder unterstützten den Bericht, dieser wird 
nun der Europäischen Kommission vorgelegt.  
Vizepräsident Vögerle betonte in seinen Ausführungen, dass man auf europäischer 
Ebene in Sachen Energieeffizienz erst am Beginn der Diskussion stehe, verwies aber 
auf die Vorreiterrolle vieler Gemeinden und Regionen, die bereits aus freien Stücken 
entsprechende Initiativen gesetzt haben. Auch die im Zuge der Arbeiten am Bericht 
geführten  Gespräche mit EU-Kommission und Mitgliedern des EU-Parlaments wurden 
erwähnt, auf die wesentlichen Inhalte der Stellungnahme kurz eingegangen. 
Bei der Abstimmung der 11 Änderungsanträge zeigte sich die Brisanz des Themas 
Energiepolitik: Ein Änderungsantrag forderte ein Überdenken der Rolle der Kernenergie 
im Energiemix und argumentierte mit den wirtschaftlichen und ökologischen bzw. 
klimapolitischen Vorteilen dieser Energieform. Unterstützung dafür kam v.a. aus 
Frankreich und Spanien. Der Vorarlberger Landtagspräsident Gebhard Halder konnte 
dieser Argumentation nichts abgewinnen und erinnerte daran, dass die Kernenergie 
hoch subventioniert sei und sich Umwelt- sowie Folgekosten eben nicht im Energiepreis 
widerspiegelten. Auch habe Kernenergie nichts mit regionaler Versorgung und 
Energieautonomie der Gebietskörperschaften zu tun. Dem konnte der Berichterstatter 
nur zustimmen, auch von dänischer Seite wurde angemerkt, dass ein Verweis auf 
Kernenergie in einer Stellungnahme des AdR fehl am Platz sei.  Obwohl die 
Abstimmung dieses Antrags relativ knapp zugunsten der Position des Berichterstatters 
ausging, konnte am Ende Einstimmigkeit erzielt werden. 
 
Die Verabschiedung der Energieeffizienz-Stellungnahme erfolgte im Rahmen der 
konstituierenden AdR-Sitzung für die vierte Mandatsperiode. Dabei wurden auch die 
AdR-Führungsgremien neu besetzt: Neugewählter Präsident ist Michel Delebarre, 
Bürgermeister des nordfranzösischen Dünkirchen, zu seinem Vize wurde der flämisch-
belgische Senator Luc van den Brande bestimmt. Auch die Vizepräsidenten sowie die 
Vorsitzenden der AdR-Fachkommissionen wurden neu gewählt, österreichischer 
Vizepräsident ist der Tiroler Landeshauptmann Herwig van Staa. Herwig van Staa 
vertritt die österreichischen Länder auch im AdR-Präsidium, die Kommunen sind dort 
durch den Salzburger Bürgermeister Heinz Schaden vertreten, Gemeindebund-Vize 
Walter Zimper fungiert dort als sein Stellvertreter. 
 
http://www.cor.eu.int/de/index.htm 

Europa Aktuell, 17.Februar 2006 
Österreichischer Gemeindebund – Büro Brüssel  

1

http://www.cor.eu.int/de/index.htm


 Europäisches Parlament erzielt Kompromiss zu Dienstleistungsrichtlinie 
 
Das Plenum des EU-Parlaments stimmte am 16. Februar in Straßburg über den 
Gebhardt-Bericht zur Dienstleistungsrichtlinie ab und erreichte, woran vor kurzem noch 
niemand glauben konnte: Fast 400 der 732 Abgeordneten stimmten einem Kompromiss 
zu, der mit dem ursprünglichen Text der Kommission nur noch wenig gemein hat.  
Kernstück des Vorschlags ist nach wie vor ein barrierefreier Dienstleistungsmarkt, die 
Mitgliedstaaten können bei Bedarf jedoch Schutzregeln z.B. im Umwelt- und 
Sozialbereich aufrecht erhalten.  
Erste Ergebnisse der Abstimmung, bei der ca. 400 Änderungsanträge behandelt 
wurden, finden sich auf der Homepage des Europäischen Parlaments. Dort werden 
auch übersichtlich die vorgeschlagenen Ausnahmen vom Anwendungsbereich der 
Richtlinie dargestellt.   
Die Kommission hatte im Zuge der Beratungen im EU-Parlament für Mitte/Ende April 
einen überarbeiteten Richtlinienvorschlag angekündigt. Wenn dieser sowohl die Position 
der Mitgliedstaaten als auch jene des Europaparlaments widerspiegelt, könnte die 
Dienstleistungsrichtlinie noch unter österreichischer Ratspräsidentschaft verabschiedet 
werden. 
 
http://www.europarl.eu.int/news/expert/infopress_page/056-5221-47-2-7-909-20060213IPR05194-16-02-
2006-2006--true/default_de.htm 
 
 
Konsultation zur Umsetzung des Vergaberechts 
 
Die EU-Kommission hat kürzlich eine öffentliche Internetkonsultation zur Evaluierung 
der wirtschaftlichen Folgen der EU-Vergaberechtsrichtlinien gestartet. Die Umfrage 
wendet sich an öffentliche Auftraggeber – u.a. explizit auch an Kommunalverwaltungen 
– die anhand eines elektronischen Fragebogens ihre Erfahrungen mit den 
Bestimmungen der EU-Richtlinien kundtun sollen.  
Das deutschsprachige Online-Formular findet sich unter folgendem Link, die Teilnahme 
an der Konsultation nimmt ca. 30 min in Anspruch. 
 
http://europa.eu.int/yourvoice/ipm/forms/dispatch?form=awardingauthority&lang=de 
 
 
Online Anmeldung zum Europäischen Gemeindetag 
 
Seit kurzem sind nun die Anmeldeformular für den Europäischen Gemeindetag in 
Innsbruck online abrufbar. Die alle 3 Jahre stattfindende Großveranstaltung des RGRE 
geht von 10.-12. Mai in der Tiroler Landeshauptstadt über die Bühne und steht ganz im 
Zeichen der Daseinsvorsorge.  
Teilnehmer, die sich  bis zum 15. März anmelden, zahlen den reduzierten Tarif von 
550€. Darin sind die Teilnahmegebühren, die Abendveranstaltungen, Mahlzeiten am 
Tagungsort sowie ein Shuttle-Service in Innsbruck enthalten. 
 
http://www.rgre2006.at/d/index.php?s=ibk_geleit&t=&u 
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Europa Aktuell  5/2006 
 
 
Zimper vertritt Gemeindebund im KGRE 
 
Am 23. und 24. Februar hielt der beim Europarat in Straßburg angesiedelte Kongress 
der Gemeinden und Regionen erstmals eine gemeinsame Sitzung mit den nationalen 
Kommunalverbänden ab. Ziel dieses Zusammentreffens war es, Gemeinsamkeiten zu 
definieren und in Zukunft noch besser zusammen zu arbeiten. Der KGRE ist u.a. dann 
aktiv, wenn es um den Aufbau demokratischer Strukturen in seinen östlichen 
Mitgliedsländern sowie um die Wahlbeobachtung in Krisenregionen geht. Außerdem 
dient er als Forum für die Ausarbeitung gemeinsamer Erklärungen und Empfehlungen 
sowie den Austausch bewährter Praktiken in den Bereichen Umweltschutz, kommunale 
Infrastrukturen, Erziehung und Bildung sowie sozialer Zusammenhalt. 
Auf der Sitzung in Straßburg war der Österreichische Gemeindebund durch Prof. Walter 
Zimper vertreten. Im Rahmen der allgemeinen Aussprache stellte er das Interreg IIIC-
Projekt ICNW des Österreichischen Gemeindebundes vor, das auf dem Gebiet des 
Erfahrungsaustausches und der gegenseitigen Hilfestellung als Paradeprojekt 
bezeichnet werden kann. Die Präsentation von Prof. Zimper stieß dementsprechend 
auch beim KGRE-Generalsekretär Ulrich Bohner auf großes Interesse.  
 
http://www.coe.int/T/Congress/default_en.asp 
 
http://www.icnw.org/ 
 
 
Österreichischer Berichterstatter zum Hochwasser 
 
Die Europäische Kommission hat, wie berichtet, am 18. Jänner einen 
Richtlinienvorschlag über die Bewertung und Bekämpfung von Hochwasser vorgelegt 
(siehe EU-Info 1/2006). Mittlerweile hat auch der Umweltausschuss des Europäischen 
Parlaments den für dieses Dossier zuständigen Berichterstatter ernannt. Es handelt sich 
dabei um den Tiroler Abgeordneten Dr. Richard Seeber.  
Seeber legte Ende Februar einen ersten Berichtsentwurf vor, wo er insbesondere die 
Anrechenbarkeit von Vorleistungen und die Verwendbarkeit bereits vorhandener 
Hochwasserkarten einfordert. Auch verweist er in mehreren zentralen Bereichen auf die 
Einhaltung des Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeitsprinzips.  
Der Bericht wird am 21. März im Umweltausschuss behandelt, Änderungsanträge 
können bis 29. März eingebracht werden. Sollten österreichische Gemeinden hier 
besondere Anliegen haben, wird ihnen empfohlen, sich mit dem Brüsseler Büro des 
österreichischen Gemeindebundes in Verbindung zu setzen. 

Europa Aktuell, 10.März 2006 
Österreichischer Gemeindebund – Büro Brüssel  

1

http://www.coe.int/T/Congress/default_en.asp
http://www.icnw.org/


 
http://www.europarl.eu.int/meetdocs/2004_2009/documents/pr/603/603218/603218de.pdf 
  
http://www.europa.eu.int/comm/environment/water/flood_risk/pdf/com_2006_15_de.pdf 
 
 
Kommission erläutert Vorschlag über Saubere Fahrzeuge 
 
Im Rahmen des alle zwei Wochen stattfindenden Netzwerktreffens der Brüsseler 
Kommunalbüros stellte am 7. März ein Vertreter der GD Transport der Europäischen 
Kommission den neuen Richtlinien-Vorschlag für die Förderung sauberer 
Straßenfahrzeuge vor. Mit dieser Initiative verfolgt die Kommission das Ziel, neben der 
geltenden Emissionsnorm Euro 5 eine weitere Kategorie von umweltfreundlichen 
Fahrzeugen einzuführen. Damit wendet sie sich insbesondere an die öffentliche Hand 
sowie an von dieser beauftragte Unternehmen. Über die (verpflichtende) 
Ausschreibungen von umweltfreundlichen Bussen und LKW sollen diese einen 
wesentlichen Beitrag dazu leisten, einen bisher noch nicht oder kaum entwickelten 
Markt zu beleben. Unter die zukünftige RL sollen sämtliche Straßenfahrzeuge über 3, 5 t 
fallen, welche von öffentlichen Gebietskörperschaften oder von den von diesen für die 
Besorgung öffentlicher Aufgaben beauftragten Unternehmen angekauft werden. 
Mindestens 25% aller in diesem Bereich ausgeschriebenen Aufträge sollen in der 
Anschaffung umweltfreundlicher Fahrzeuge enden. Damit sind v.a. mit alternativen 
Brennstoffen betriebene Fahrzeuge gemeint, teilweise auch Technologien, die sich noch 
im Anfangsstadium befinden wie z.B. Hybridfahrzeuge, wasserstoffbetriebene 
Fahrzeuge etc. 
Gemäß der EK sind davon z.B. auch Fahrzeuge privater Abfall- oder Busunternehmen 
betroffen, die öffentliche Aufträge erfüllen. Der Transportbegriff des RL-Vorschlags 
beinhaltet sämtliche Arten des Transports und ermöglicht keine Ausnahmen für 
Feuerwehren, Abfallverbände etc. 
 
http://europa.eu.int/eur-lex/lex/LexUriServ/site/de/com/2005/com2005_0634de01.pdf 
 
 
Neues Grünbuch zur Energiepolitik 
 
Die EU-Kommission hat am 8. März ein weiteres Energie-Grünbuch angenommen – 
obwohl das letzte Grünbuch zur Energieeffizienz noch kein Jahr alt ist. Grund für dieses 
neuerliche Tätigwerden der Kommission war die Anfang des Jahres aufgetretene 
Versorgungskrise am Gasmarkt, wo sich die EU ihrer Energieabhängigkeit ein weiteres 
Mal schmerzlich bewusst wurde. 
Das Grünbuch mit dem Titel „Eine europäische Strategie für nachhaltige, 
wettbewerbsfähige und sichere Energie“ soll daher die Basis für eine gemeinsame 
europäische Energiepolitik bilden. Der Aufbau einer gemeinsamen Außenpolitik im 
Energiebereich wird ebenso empfohlen wie eine Diversifizierung der Energiequellen 
sowie die verstärkte Förderung von erneuerbaren Quellen und innovativen Maßnahmen. 
Auch soll dem Klimaschutz verstärkte Aufmerksamkeit gewidmet werden und der 
europäische Energiebinnenmarkt vorangetrieben werden. 
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Die drei Hauptpfeiler des Vorschlags sind Versorgungssicherheit, Wettbewerbsfähigkeit 
europäischer Unternehmen sowie Nachhaltigkeit und Begrenzung der 
Umweltauswirkungen. Eine öffentliche Konsultation soll Reaktionen auf mehr als 20 
Vorschläge der Kommission ermöglichen, die sich auf folgende 6 vorrangige Bereiche 
konzentrieren: Vollendung des Energiebinnenmarkts, Solidarität zwischen den 
Mitgliedstaaten, nachhaltiger Energieträgermix, Reaktionen auf den Klimawandel, 
Strategie für Energietechnologien, Aufbau einer gemeinsamen Energieaußenpolitik. 
Nähere Informationen sind folgendem Link zu entnehmen: 
 
http://europa.eu.int/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/06/282&format=HTML&aged=0&languag
e=DE&guiLanguage=en 
 
 
Bertha von Suttner wieder in Brüssel 
 
Im Rahmen eines Festaktes zum Weltfrauentag fand am 8. März die feierliche 
Umbenennung des Montoyer-Gebäudes von AdR und WSA in „Bertha von Suttner-
Gebäude“ statt. Eingeweihte wissen, dass dieses Gebäude, das ursprünglich zum 
Komplex des Europäischen Parlaments gehörte, schon früher nach der österreichischen 
Friedensnobelpreisträgerin benannt war und man all die Jahre durch die nie abmontierte 
Hinweistafel an der Ecke von Rue Montoyer/Rue Wiertz an Bertha von Suttner erinnert 
wurde. 
Vielleicht dürfte auch dieser Umstand ausschlaggebend für die Initiative der 
österreichischen Ratspräsidentschaft gewesenen sein, dem Gebäude wieder seinen 
ursprünglichen Namen zu geben. An der Feier, die mit einem Vortrag von Brigitte 
Hamann (vertreten durch ihren Sohn) begann und mit einem Klavierkonzert - bei dem 
auch Mozart nicht fehlen durfte - endete, nahmen u.a. EU-Außenkommissarin Benita 
Ferrero-Waldner und der österreichische Botschafter in Belgien, Franz Cede, teil. 
 
http://www.cor.eu.int/de/press/press_06_suttner.html 
 
 
 

Europa Aktuell, 10.März 2006 
Österreichischer Gemeindebund – Büro Brüssel  

3

http://europa.eu.int/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/06/282&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en
http://europa.eu.int/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/06/282&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en
http://www.cor.eu.int/de/press/press_06_suttner.html


Europa Aktuell, 24.März 2006 
Österreichischer Gemeindebund – Büro Brüssel  

2

Vizepräsident Vögerle im Europäischen Parlament 
 
Am 20. März, gut einen Monat nach Verabschiedung seiner Stellungnahme im AdR, 
präsentierte Vizepräsident Bernd Vögerle die wesentlichen Standpunkte des 
Ausschusses der Regionen im Hinblick auf Energieeffizienz vor dem Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie (ITRE) des Europäischen Parlaments.  
Vögerle folgte damit einer Einladung des ITRE-Vorsitzenden Giles Chichester, der zur 
Meinungsbildung innerhalb des Parlaments auch die lokale und regionale Ebene hören 
wollte. Der AdR-Berichterstatter forderte die Abgeordneten insbesondere auf, die 
Machbarkeit ihrer Vorschläge zu überprüfen und keine Globalmaßnahmen 
vorzuschlagen. Auf Vorleistungen und regionale Befindlichkeiten müsse jedenfalls 
Rücksicht genommen werden, regionale und lokale Energieeffizienzmaßnahmen seien 
auch unter dem Gesichtspunkt positiver sozialer Effekte zu bewerten.  
Wie sich in der anschließenden Diskussion zeigte, hatten die EU-Abgeordneten 
aufmerksam zugehört. Mehrere Redner bezogen sich in ihren Ausführungen auf die 
Vorschläge des AdR und lobten diese für ihre Praxisnähe. 
 
http://www.cor.eu.int/de/press/highlights.htm#vogerle 
 
 
RGRE-Ausschuss öffentliches Auftragswesen tagt in Brüssel 
 
Am 22. März fand eine ganztätige Sitzung des RGRE-Ausschusses für öffentliches 
Auftragswesen und Dienstleistungen von allgemeinem Interesse in Brüssel statt.  
Dabei wurden u.a. das Ergebnis der Abstimmung über die Dienstleistungsrichtlinie im 
Europäischen Parlament und die weitere diesbezügliche Vorgehensweise des RGRE 
besprochen. Der RGRE plant im Frühsommer ein Seminar für seine Mitgliedsverbände 
zu organisieren, das sich mit den konkreten Auswirkungen der Dienstleistungsrichtlinie 
auf die kommunale und regionale Ebene beschäftigt. Anregungen zu Organisation und 
Rednerliste sind willkommen.  
Der Ausschuss befasste sich auch mit der Initiative der PSE-Fraktion des Europäischen 
Parlaments, eine Rahmenrichtlinie für Dienstleistungen von allgemeinem Interesse zu 
entwerfen (Vgl: Europa-Aktuell 3/2006). Die Meinungen der Mitglieder, ob sich der 
RGRE an einer derartigen Initiative beteiligen soll oder an seiner ablehnenden Position 
festhalten muss, gingen weit auseinander. Letztendlich setzten sich die Pragmatiker mit 
dem Argument durch, zurücklehnen und abwarten bringe keinen Vorteil, zumal der 
Diskussionsprozess schon voll in Gang sei und sich auch andere Verbände daran 
beteiligen. Der RGRE soll deshalb weiterhin versuchen, die Diskussion auch im Sinne 
der kommunalen und regionalen Gebietskörperschaften zu beeinflussen.  
Weitere Punkte auf der Tagesordnung waren u.a. das Weißbuch über Dienstleistungen 
von allgemeinem Interesse (das EU-Parlament arbeitet an einer Stellungnahme), die 
Mitteilung zu öffentlich-privaten Partnerschaften und den Gemeinschaftsvorschriften 
zum öffentlichen Beschaffungswesen und zu Konzessionen (die Kommission plant einen 
Richtlinienvorschlag zur Konzessionsvergabe im Jahr 2007). 
Nähere Informationen zu Inhalten und Ergebnissen dieser Sitzung sind beim Brüsseler 
Gemeindebundbüro auf Anfrage erhältlich.  
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